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A. Einleitung

 „Als Abwehrrecht […] gewährleistet Art. 8 GG den Grundrechtsträgern das 
Selbstbestimmungsrecht über Ort, Zeitpunkt, Art und Inhalt der Veranstaltung 
[…].“ Dieser Satz entstammt dem als „Lehrbuch der Versammlungsfreiheit“ be­
zeichneten1 Brokdorf Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Mai 1985 
und ist seitdem ständige Rechtsprechung.2 Dieses Datum stellt insgesamt für das 
Grundrecht der Versammlungsfreiheit die „Geburtsstunde“ der verfassungsge­
richtlichen Rechtsprechung dar.3 Thematisch geht es in Literatur und Recht­
sprechung seitdem insbesondere um Gewalttätigkeiten im Zusammenhang mit 
Demonstrationen,4 den Versammlungsbegriff5 sowie um die Problematik rechts­
extremer Versammlungen.6 Das Recht auf freie Ortswahl dagegen stand nur sel­
ten im Mittelpunkt des wissenschaftlichen Interesses.7 Lediglich einzelne Fra­
gen im Zusammenhang mit der Nutzung öffentlicher Straßen, Wege, Plätze und 
Parks wurden teilweise, wenn auch unter weitgehender Vernachlässigung grund­
rechtlicher Aspekte, diskutiert.8 Erst in den letzten Jahren beschäftigt sich die Li­
teratur zunehmend mit Gesichtspunkten der Wahl des Versammlungsorts und 
entwickelt ein gewisses Problembewusstsein für diesen lange Zeit vernachlässig­

	 1	So der Titel des Aufsatzes von Gusy, JuS 1986, S. 608 sowie S. 614; ähnlich Hoffmann-
Riem, in: FS Simon, 1987, S. 379: „Magna Charta der Versammlungsfreiheit“.
	 2	BVerfG, Beschl. v. 14.5.1985, 1 BvR 233, 341/81 = BVerfGE 69, 315, 343; sowie etwa 
BVerfG, Urt. v. 11.11.1986, 1 BvR 713/83, 921, 1190/84 u. 333, 248, 306, 497/85 = BVerfGE 
73, 206, 249; BVerfG, Beschl. v. 24.10.2001, 1 BvR 1190/90, 2173/93, 433/96 = BVerfGE 104, 
92, 108; zuletzt: BVerfG, Urt. v. 22.2.2011, 1 BvR 699/06 = BVerfGE 128, 226, 251.
	 3	So spricht das BVerfG im Brokdorf Beschluss selbst davon, dass sich die verfassungs­
gerichtliche Rechtsprechung „bislang mit der Versammlungsfreiheit noch nicht befasst hat“ 
(BVerfG, Beschl. v. 14.5.1985, 1 BvR 233, 341/81 = BVerfGE 69, 315, 344).
	 4	Vgl. dazu BVerfG, Beschl. v. 14.5.1985, 1 BvR 233, 341/81 = BVerfGE 69, 315, 359 ff.; 
BVerfG, Urt. v. 11.11.1986, 1 BvR 713/83, 921, 1190/84 u. 333, 248, 306, 497/85 = BVerfGE 
73, 206, 247 ff.; BVerfG, Beschl. v. 24.10.2001, 1 BvR 1190/90, 2173/93, 433/96 = BVerfGE 
104, 92, 105 f.; aus dem Schrifttum z. B. Schulze-Fielitz, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-
Kommentar, Bd. 1, Art. 8 Rn. 40 ff. m. w. N.
	 5	Vgl. dazu D.II.
	 6	Dazu siehe etwa aus der umfangreichen Literatur: Schneider, in Epping/Hillgruber 
(Hrsg.), Beck’scher Online-Kommentar GG, Art. 8 Rn. 55 ff. m. w. N.; Hoffmann-Riem, NJW 
2004, S. 2777 und insb. Battis/Grigoleit, NJW 2001, S. 2051 m. w. N. zum „in der bundes­
deutschen Rechtsgeschichte beispielslosen Konflikt“ der 1. Kammer des Ersten Senats des 
BVerfG und dem OVG Münster. 
	 7	Eine Ausnahme bildet lediglich Burgi, DÖV 1993, S. 633 ff.
	 8	Vgl. etwa Bairl-Vaslin, Das Verhältnis der Versammlungsfreiheit zum Straßenrecht und 
Straßenverkehrsrecht, 1985; Schwerdtfeger, Die Grenzen des Demonstrationsrechts in inner­
städtischen Ballungsbereichen, 1988.
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ten Aspekt des Grundrechts der Versammlungsfreiheit. Grund für diesen Bedeu­
tungszuwachs sind zwei unterschiedliche (gesellschaftliche)  Entwicklungen im 
Umfeld des Art. 8 GG: Zum einen haben die an Provokation immer weiter zuneh­
menden rechtsextremen Versammlungen und der als unbefriedigend empfundene 
behördliche und gerichtliche Umgang hiermit zu erregten politischen Diskussio­
nen geführt und letztlich den Gesetzgeber zur Verschärfung des Versammlungs­
gesetzes in Form der Normierung genereller demonstrationsfreier Zonen um be­
sonders symbolträchtige Orte veranlasst.9 Zum anderen sind nicht zuletzt infolge 
der Privatisierung von Staatsaufgaben und Staatsunternehmen in großem Umfang 
riesige öffentliche Räume in privater Trägerschaft entstanden, die die innerörtli­
chen Straßen und Plätze als traditionelle Orte der Begegnung und Kommunika­
tion ergänzt oder gar abgelöst haben und deshalb zunehmend im Interesse der auf 
Aufmerksamkeit zielenden Demonstranten stehen.10 Indem nun die Hausordnun­
gen dieser unter dem privaten Hausrecht stehenden Räume in der Regel Demons­
trationen verbieten oder von einer Zustimmung des Hausrechtsinhabers abhängig 
machen, wird befürchtet, dass das Hausrecht in den Rang eines „alles zermalmen­
den Metagrundrecht“ gehoben wird, das alle Grundrechte und speziell das Grund­
recht der Versammlungsfreiheit „verschluckt“ bzw. aushöhlt.11

Beide Aspekte haben Literatur und Rechtsprechung für die zentrale Bedeutung 
der Wahl des Versammlungsorts für das Grundrecht der Versammlungsfreiheit 
sensibilisiert und dazu veranlasst, eine „Zunahme demonstrationsfreier Zonen“12 
bzw. einen „Trend zu raumbezogenen Beschränkungen“13 zu beklagen. In der Tat 
scheint es, dass das Grundrecht der Versammlungsfreiheit, das historisch betrach­
tet immer wieder auf neue Art und Weise gefährdet war,14 neuerdings insbeson­
dere im Hinblick auf die Wahl des Versammlungsorts unter Druck gerät und vor 
neue Herausforderungen gestellt wird. Aus diesem Grund ist es das Anliegen der 
vorliegenden Arbeit sich mit dem bislang vernachlässigten Aspekt der Wahl des 
Versammlungsorts zu befassen. Im Mittelpunkt sollen dabei die privaten öffentli­
chen Räume und ihr Verhältnis zu Art. 8 GG stehen, eine Thematik, die von einer 

	 9	Konkreter Auslöser waren Pläne von Rechtsextremisten am 8.5.2005, dem 60. Jahrestag 
des Kriegsendes, am Brandenburger Tor zu demonstrieren. Zur Vorgeschichte etwa Battis/
Grigoleit, NJW 2001, S. 2051; dies., NJW 2001, S. 121. Zur Ergänzung des § 15 des Versamm­
lungsgesetzes des Bundes um einen neuen zweiten Absatz im Frühjahr 2005 zum Schutz von 
Gedenkstätten an die nationalsozialistische Gewaltherrschaft (BGBl. I S. 969) aus der um­
fangreichen Literatur statt vieler: Depenheuer, in: Herzog/Scholz u. a. (Hrsg.), Maunz/Dürig, 
Grundgesetz, Art. 8 Rn. 161 sowie Enders/Lange, JZ 2006, S. 105; verfassungsrechtlich ak­
zeptiert von BVerfG, Beschl. v. 6.5.2005, 1 BvR 961/05 = NVwZ 2005, S. 1055, 1056.
	 10	Hierzu etwa Mikesic, NVwZ 2004, S.  788 ff.; Fischer-Lescano/Maurer, NJW 2006, 
S. 1393 ff.; Kersten/Meinel, JZ 2007, S. 1127 ff.; Holznagel, VVDStRL 68 (2008), S. 381, 
390; Joite, Bucerius Law Journal 2011, S. 100 ff.
	 11	Fischer-Lescano, Grundrechte-Report 2007, S. 149.
	 12	So Schulze-Fielitz, in: Dreier (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. 1, Art. 8 Rn. 68; 
Richter, in: FS Steinberger, 2002, S. 899 ff.
	 13	Lehmann, Versammlungsfreie Zonen, 2010, S. 4.
	 14	Hoffmann/Riem, NJW 2004, S. 2777, 2782.
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großen Anzahl an grundrechtsdogmatischen Problemen geprägt ist, die eine nä­
here wissenschaftliche Untersuchung verlangen. In diesem Zusammenhang stellt 
sich die grundlegende Frage, ob die bestehende Grundrechtsdogmatik in der Lage 
ist, die Herausforderung für das Grundrecht der Versammlungsfreiheit aufgrund 
der zunehmenden Entstehung und Bedeutung der öffentlichen Räume im Eigen­
tum einer natürlichen oder juristischen Person des Privatrechts dogmatisch über­
zeugend zu bewältigen.15 Hierzu soll das vor kurzem ergangene sog. Fraport-
Urteil des Bundesverfassungsgerichts,16 das Anlass der vorliegenden Arbeit ist, 
einer kritischen, grundrechtsdogmatischen Würdigung unterzogen werden. Wei­
terhin soll aber auch der noch nicht näher behandelten Frage nach der Zulässig­
keit von Demonstrationen in jenen privat(isiert)en öffentlichen Räumen nachge­
gangen werden, die im Eigentum einer nicht unmittelbar grundrechtsgebundenen 
natürlichen oder juristischen Person des Privatrechts stehen, die sich ihrerseits auf 
Grundrechte berufen kann.

	 15	Vgl. allgemein zu Begriff und Funktion der Dogmatik sowie deren Variabilität aufgrund 
externer Ursachen wie Veränderungen des gesellschaftlichen Umfelds Volkmann, JZ 2005, 
S. 261, 262 f.
	 16	BVerfG, Urt. v. 22.2.2011, 1 BvR 699/06 = BVerfGE 128, 226 ff.


